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Präambel

(A) Aufgaben der Gesellschaft

Die Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Hez- und Kreislaufforschung e. V. (German Car-
diac Society) hat es sich zum Ziel gesetzt,

die Wissenschaft auf dem Gebiet kardiovaskulärer Erkrankungen zu fördern, dies insbe-
sondere durch jährlich stattfindende Tag u ngen,
die Beziehung der Mitglieder untereinander und mit anderen Fachgesellschaften zu pfle-
gen,
den Nachwuchs qualifizierter Ì\rzte und Fachärzte*, Wissenschaftler und des Assistenzper-
sonals auf dem Gebiet kardiovaskulärer Erkrankungen zu fördern,
die Qualität der Aus-, Weiter- und Fortbildung auf dem Gebiet kardiovaskulärer Erkrankun-
gen sicherzustellen,
die Belange der kardiovaskulären Medizin in der Offentlichkeit zu vertreten.

(B) Maßnahmen der Gesellschaft

Forschuno
Die Gesellschaft fördert die Weiterentwicklung der Grundlagen und klinischen Forschung in Kli-
nik und Praxis und assistiert bei der Etablierung nationaler und internationaler Kooperationen
und Netzwerke. Sie fördert den wissenschaftlichen Nachwuchs und honoriert herausragende
Leistungen in kardiovaskulärer Forschung durch Ehrungen, Preisverleihungen und Stipendien.

Medizinische Versorounosqualität
Die Gesellschaft entwickelt lnstrumente zur Beurteilung und Verbesserung der medizinischen
Versorgungsqualität. Hierzu zählen z.B, Leitlinien, Empfehlungen, Positionspapiere, Konsen-
suspapiere, Kommentare, Stellungnahmen und Curricula für die Behandlung kardiovaskulärer
Erkrankungen nach den Prinzipien der evidenzbasierten Medizin und ,,Good Clinical practice"
und begleitet deren Umsetzung. Die Gesellschaft vertritt die Belange der kardiovaskulären Me-
dizin im Zusammenwirken mit den gesundheitspolitischen Gremien und lnstitutionen.

Ausbildung, Weiterbildunq und Fortbilduno
Die Gesellschaft beteiligt sich an der Ausbildung der Studierenden der Medizin und bringt sich
in die Ausbildung von Pflegeberufen und Assistenzpersonal auf dem Gebiet kardiovaskularer
Erkrankungen ein.
Sie unterstützt die Weiterbildung und die entsprechenden Kommissionen der Aztekammern
und gestaltet so die weiterbildungsinhalte für die Arzte und Fachäzte mit.
Sie fördert die medizinische Fortbildung und die Evaluation der Fortbildungsinhalte.

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei Personenbezeichnungen und personenbezogenen
Hauptwörtern auf die gleichzeitige Veruvendung der Sprachformen männlich, weiblich und divers (m/w/d)
verzichtet. Entsprechende Begriffe gelten im Sinne der Gleichbehandlung grundsätzlich ftlr alle Ge-
schlechter. Die verkürzte Sprachform hat nur redaktionelle Gründe und beinhaltet keine Wertung.
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s1
Name und Sitz

Die Gesellschaft ist ein Verein und führt den Namen: Deutsche Gesellschaft für Kardiologie -
Hez- und Kreislaufforschung e.V. (German Cardiac Society), Sie hat ihren Sitz in Bad Nau-
heim und ist in das Vereinsregister eingetragen.

s2
Geschäftsiahr

Als Geschäftsjahr gilt das Kalenderjahr

s3
Zweck der Gesellschaft

(1) Die Gesellschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne
des Abschnitts,,Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung.

(2) lhr Zweck ist die Förderung der Erforschung des Herzens, des Cèfaßsystems und des
Blutkreislaufes sowie die Förderung der Verhütung und der Behandlung von Herz- und
Kreislaufkrankheiten.

(3) Dieser Satzungszweck wird insbesondere erfüllt durch:
1. Förderung der wissenschaftlichen Arbeit auf allen Gebieten der Hez- und Kreislauffor-

schung,
2. Förderung der kardiovaskulären Medizin in Klinik und praxis,
3. jährlich stattfindende Tagungen sowie Veröffentlichungen von Referaten und Vorträgen

dieser Tagungen,
4. Beratung und Unterstützung von Behörden und lnstitutionen bei allen Belangen der kar-

diovaskulären Medizin im Dienste der Gesundheitsfürsorge,
5. Ehrungen und Preisverleihungen.

s4
Selbstlosiokeit

Die Gesellschaft ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaf¡iche Zwecke

s5
Veruvenduno von Gesellschaftsmitteln

Die Mittel der Gesellschaft dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden,
Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in iñrãr Eigenschaft als Mitglieder auch keine
sonstigen Zuwendungen aus Mitteln der Gesellschaft. fs dirf keine Person-durch Ausgaben,
die den Zwecken der Gesellschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe VerlUtun-
gen begünstigt werden. Die Gesellschaft darf ihre Mittel weder für die unmitielbare noch fur die
mittelbare Unterstützung oder Förderung politischer Parteien venryenden. Die Gesellschaft darf
ihre Mittel teilweise anderen gemeinnützigen lnstitutionen zur Verwendung zu steuerbegünstig-
ten Zwecken auf dem Gebiet der wissenschaft und Forschung zuwenden.
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s6
Mitqliedschaft

(1) Die Gesellschaft besteht aus:
1. Ordentlichen Mitgliedern.

Als ordentliche Mitglieder können Azte aufgenommen werden, ebenso Wissenschaft-
ler, die sich mit Herz- und Kreislaufforschung befassen. Der Vorstand kann andere Per-
sonen als ordentliche Mitglieder aufnehmen, die auf Gebieten tätig sind, die mit den in
S 3 (2) genannten Bereichen im Zusammenhang stehen.

2. Ehrenmitgliedern,
Zu Ehrenmitgliedern können Persönlichkeiten ernannt werden, die sich besondere Ver-
dienste um die Gesellschaft erworben haben oder hervorragende Leistungen auf dem
Gebiet der kardiovaskulären Medizin aufweisen.

3. Korrespondierenden Mitgliedern.
Zu korrespondierenden Mitgliedern (ohne Stimmrecht) können Azte und Wissenschaft-
ler - insbesondere aus dem Ausland - ernannt werden, mit denen die Gesellschaft
langjährige Kontakte hat, sowie wissenschaftliche Gesellschaften, die den satzungsge-
mäßen Aufgaben der Deutschen Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislauffõr-
schung nahe stehen.

4. Korporativen Mitgliedern.
Wirtschaftliche Unternehmen, die auf dem Herz-Kreislauf-Gebiet tätig sind, können kor,

.. porative Mitglieder (ohne Stimmrecht) werden.
(2) Über die Aufnahme von ordentlichen und korporativen Mitgliedern entscheidet der Vor-

stand. Der Aufnahmeantrag bedarf der Befurwortung von zwei Mitgliedern der Gesellschaft
und ist in Textform an den Vorstand zu richten. Mit der Aufnahme erkennt das Mitglied die
Satzung der Gesellschaft an.

(3) Die Ernennung von Ehrenmitgliedern und korrespondierenden Mitgliedern erfolgt auf Vor-
schlag des Vorstandes durch Beschluss der Mitgliederversammlung.

s7
Beendigunq der Mitoliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft erlischt durch
1. den Tod bzw. bei Gesellschaften und Unternehmen die Auflösung oder Liquidation,
2. den Austritt,
3. den Ausschluss des Mitgliedes.

(2) Der Austritt kann nur zum Schluss eines Kalenderjahres erfolgen und ist dem Vorstand
spätestens bis zum 31 .12. des laufenden Jahres in Textform mitzuteilen.

(3) Der Ausschluss des Mitgliedes ist möglich
1' wenn ein beitragspflichtiges Mitglied trotz zweimaliger Autforderung seinen Beitrag

nicht bezahlt und die Zahlung nicht innerhalb von 14 Tagen nach dêr zweiten Mañnung
erfolgt ist;

2. bei Verlust der Standesrechte;
3' auf begründeten Antrag eines anderen Mitglieds an den Vorstand, wenn das Mitglied

das Ansehen oder den Zweck der Gesellschaft schädigt oder sein Verhalten geeìgnet
.. ist, das Ansehen der Gesellschaft zu schädigen.

(4) Über den Ausschluss eines Mitgliedes entscheiãet der Vorstand mit einfacher Stimmen-
mehrheit (Mehrheit der abgegebenen Stimmen). Gegen diesen Beschluss ist die Berufung
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Besðhlusses an die nächste ordenliche
Mitgliederversammlung möglich, die mit einfacher Mehrheit der teilnehmenden Mitglieder
entscheidet. Erfolgl im Fall des $ 7 (3) Ziff .1 die Zahlung nachträglich, so kann der präsi-
dent die Wiederaufnahme ohne besondere Förmlichkeit vornehmén. ln den Fällen des g 7
(3) Zitf .2 und 3 ist dem auszuschließenden Mitglied vor der Entscheidung des Vorstandes
Gelegenheit zu geben, sich binnen einer achtwéchigen Frist schrifflich odãr mündlich zu
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äußern. lst ein Mitglied nach $ 7 (3) Zift.2 und 3 ausgeschlossen worden, so ist eine er-
neute Mitgliedschaft nur dann zulässig, wenn sie mit den lnteressen der Gesellschaft im
Einklang steht. Über eine Aufnahme in diesem Fall entscheidet der Vorstand mit der Mehr-
heit von zwei Dritteln seiner satzungsgemäß berufenen Mitglieder.

(5) Mit dem Ausscheiden aus der Gesellschaft erlöschen alle ihr gegenüber bestehenden An-
sprüche, die sich aus der Mitgliedschaft ergeben.

s8
Rechte und Pflichten der Mitqlieder

(1) Die Mitglieder sind berechtigt, an den wissenschaftlichen Tagungen und Mitgliederver-
sammlungen der Gesellschaft teilzunehmen. Stimmberechtigte Mitglieder haben das
Recht, Anträge zu den Mitgliederversammlungen zu stellen und dai Stimmrecht auszu-
üben. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Vertretung und Stimmubertragung sind unzulässig,

(2) Die ordentlichen und die korporativen Mitglieder sind verpflichtet, Mitglieásbeiträge zu en't-
richten. Für Mitglieder eines Dachverbandes kann dieser den Gesamtbeitrag entiichten,
Ehrenmitglieder und korrespondierende Mitglieder sind von der Zahlung deJ Mitgliedsbei-
trages befreit.

se
Mitqliedsbeiträoe

(1) Der von den ordentlichen Mitgliedern zu entrichtende Beitrag wird auf Vorschlag des Vor-
standes von der Mitgliederversammlung durch Beschluss feétgesetzt.
Der von den korporativen Mitgliedern zu entrichtende Beitrag wird vom Vorstand festgesetã.

(2) Der Jahresbeitrag ist spätestens bis zum 31.01. des laufeñden Jahres zu bezahleñ. Aei
Eintritt in die Gesellschaft ist die Beitragszahlung sofort fällig. Der Präsident der Gesell-
schaft kann Beiträge stunden, ermäßigen oder erlassen; dei Vorstand ist hierüber zu infor-
mieren.

s10
Organe

Die Organe der Gesellschaft sind
die Mitgliederversammlung,
der Vorstand und der geschäftsführende Vorstand,
die Kommission für Wahlvorschläge,
die Kommission für Klinische praxis und Leiilinien
die Kommission für Experimentelle Kardiovaskuläre Medizin,
die Kommission für Wissenschafiliche eualität,
die Programm-Kommission
die Kommission für Klinische-Kardiovaskuläre Forschung und Versorgungsforschung

1

2
3
4
5
6
7
8

s 11
Mito I iederversam m I uno

(1) Anlässlich der Jahrestagung findet jährlich eine ordentliche Mitgliederversammlung statt,
deren Termin drei Monate vorher bekannt zu geben ist. Zur UitltieOerversammlung sind
vom geschäftsführenden Vorstand alle Mitglieder durch Rundsðhreiben schrif¡ich èinzula-
den. Die Einladung per E-Mail genügt diesér Schriftform. Die Einladung muss spätestens
drei Wochen vor dem geplanten Versammlungstermin an die Mitgliede-r versendet werden
lhr ist die vorgesehene Tagesordnung beizufügen.
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(2) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung muss vom geschäftsführenden Vorstand ein-
berufen werden, wenn dies von mindestens einem Fünftel der stimmberechtigten Mitglieder
schriftlich unter der Angabe des Grundes beantragt wird, Der Vorstand kann bei Vorliegen
eines wichtigen Grundes die Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung
beschließen. Die Einladung soll spätestens zwei Wochen vor dem geplanten Versamm-
lungstermin an die Mitglieder versendet werden. lhr ist die vorgesehene Tagesordnung bei-
zufügen.

(3) Auf der Grundlage eines Beschlusses des Vorstandes kann bei der Berufung der Versamm-
lung vorgesehen werden, dass Mitglieder auch ohne Anwesenheit am Versammlungsort im
Wege der elektronischen Kommunikation an der Versammlung teilnehmen und andere Mit-
gliederrechte ausüben können (hybride Versammlung). Wird eine hybride Versammlung
einberufen, ist sicherzustellen, dass die im Wege der elektronischen Kommunikation an der
Versammlung teilnehmenden Mitglieder ihr Stimmrecht aktiv ausüben können. über die
Möglichkeit der Ausübung darüber hinausgehender einzelner versammlungsbezogener Mit-
gliedsrechte (insbesondere Antrags- und Rederechte) entscheidet der Vorstand ÍUr Oie ¡e-
weilige Mitgliederversammlung.

(4) Die Mitgliederversammlungen nach $ 11 (1) und (2) können bei Vorliegen von besonderen
Umständen als virtuelle Mitgliederversammlung durchgeführt werden. Besondere Umstände
liegen insbesondere dann vor, wenn die Durchführung einer Präsenzveranstaltung mit der
Teilnahmemöglichkeit für alle Mitglieder unmöglich ist (2. B. Pandemielage, behördliche Ver-
fligung, Empfehlungen des Robert-Koch-lnstituts). Bei Vorliegen von besonderen Umstän-
den nach Satz 2 entscheidet der Vorstand über die Art der Mitgliederversammlung nach
pflichtgemäßem Ermessen. Eine Beteiligung oder auch nur die Zustimmung der tvtitltieOer
ist hierfür nicht notwendig. Seine Entscheidung teilt der Vorstand den Mitglieãern in dér Ein-
þdung nach $ 11 (2) mit, Eine virtuelle Mitgliederversammlung ist ohnJRücksicht auf die
Zahl der teilnehmenden Mitglieder beschlussfähig.

(5) Virtuelle Mitgliederversammlungen finden unter Einsatz geeigneter lT-Lösungen in einem
nur für die Mitglieder zugänglichen virtuellen Raum statt. lndividualisierte Zugangsdaten sind
den Mitgliedern möglichst mit der Einladung zur virtuellen Mitgliederversammlùng mitzutei-
len. Fürdie Einladung gelten die Fristen nach g 11 (j) und (2) entsprechend.
Die Mitglieder sind verpflichtet, die Zugangsdaten geheim zu halten. Eine Weitergabe an
dritte Personen ist nicht zulässig.

(6) Die Mitgliederversammlungen werden vom Präsidenten oder seinem Vertreter geleitet. An-
träge zur Tagesordnung der ordentlichen Mitgliederversammlung müssen mindéstens zwei
Monate vorher schriftlich dem Vorstand eingereicht werden und éine Begründung enthal-
ten. Die Zulassung weiterer Anträge, über die in dieser Mitgliederversam-mlung n-ur beraten
werden kann, bedarf der Zustimmung der Mitgliederversammlung mit Zweidritielmehrheit.

(7) Jede ordnungsgemäß anberaumte (ordentliche oder außerordeniliche) Mitgliederver-
sammlung ist beschlussfähig. Sie beschließt uber Anträge durch einfache Mehrheit der
teilnehmenden Mitglieder, soweit nicht in der Satzung añderes bestimmt ist. Die Be-
schlussfassung der Mitgliederversammlung erfolgt in offener Abstimmung, sofern nicht ein
Zehntel der teilnehmenden Mitglieder geheime Abstimmung verlangt. Aeibt¡mmengleich-
heit gilt ein Antrag als abgelehnt. Personalentscheidungen müssen in schriftlicher u-nd ge-
heimer Abstimmung erfolgen. Statt schriftlicher Abstimmung kann der Präsident auch eine
andere Art der Abstimmung festlegen , z.B. eine elektronisChe Abstimmung, sofern die Ge-
heimhaltung gewährleistet ist. Beschlüsse, die die Abwahl einzelner Vorstàndsmitglieder
und/oder die Abberufung des Vorstandes, die Satzungsänderungen, die Anderung-oes Ge-
sellschaftszweckes oder die Auflösung der Gesellschãft betreffeñ, bedurf en zu ihier Wirk-
samkeit einer Mehrheit von zwei Dritteln der erschienenen Mitglieder einer orden¡ichen
M itg liederversamm lung.

(8) Der Mitgliederversammlung obliegen insbesondere:
1' die Entgegennahme des Tätigkeitsberichtes des Vorstandes sowie des nach S 26 (2)

geprüften Jahresabschl usses fü r das abgelaufene Geschäftsjahr;
2. die Entlastung des Vorstandes;
3. die Wahl von Vorstandsmitgliedern;
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4. die Wahl von Tagungspräsidenten;
5. die Wahl der Vorsitzenden der Kommission für Klinische Praxis und Leitlinien, der

Kommission für Experimentelle Kardiovaskuläre Medizin, der Programm-Kommission,
und der Kommision für Klinische-Kardiovaskuläre Forschung und Versorgungsfor-
schung;

6. Satzungsänderungen;
7. die Ernennung von Ehrenmitgliedern und korrespondierenden Mitgliedern;
8. die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge für ordenfliche Mitglieder;
9. die Entscheidung über die Berufung gegen den Ausschluss als Mitglied;

10. die Entscheidung über Anderungen des Gesellschaftszweckes und die Auflösung der
Gesellschaft.

(9) Ü_ber die Mitgliederversammlung und deren Beschlüsse ist eine Niederschrift anzufertigen,
die von dem Leiter der Mitgliederversammlung und einem weiteren Vorstandsmitglied lu
untezeichnen ist.

s12
Vorstand und seschäftsführender Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus
1

2
dem Präsidenten für die Amtsdauer von zwei Jahren,
dem vorherigen Präsidenten für die Amtsdauer von zwei Jahren, als Stellvertreter des
Präsidenten und Koordinator der Arbeitsgruppen,
dem zukünftigen Präsidenten für die Amtsdauer von zwei Jahren,
dem Schatzmeister für die Amtsdauer von vier Jahren,
dem Vorsitzenden der Kommission für Klinische Praxis und Leitlinien oder seinem Ver-
treter für die Amtsdauer von zwei Jahren,
dem Vorsitzenden der Kommission für Experimentelle Kardiovaskuläre Medizin oder
seinem Vertreter für die Amtsdauer von zwei Jahren,
dem Vorsitzenden der Programm-Kommission oder seinem Vertreter für die Amtsdauer
von zwei Jahren,

3.
4.
5.

6.

7.

I' dem Vorsitzenden der Kommission für Klinische-Kardiovaskuläre Forschung und Ver-
sorgungsforschung oder seinem Vertreter für die Amtsdauer von zwei Jahrãn,I' einem vertreter der an einer staatlichen universitätsklinik oder Hochschule mit promo-
tionsrecht tätigen Mitglieder für die Amtsdauer von zwei Jahren,

10. einem Ve¡treter der an einer Hochschule theoretisch-experimentell tätigen Mitglieder für
die Amtsdauer von zwei Jahren,

11. einem Vertreter der an einer Klinik oder Hochschule klinisch tätigen Mitglieder, die nicht
unter Ziff. 9 fallen, für die Amtsdauer von zwei Jahren und

12. einem Vertreter der niedergelassenen Mitglieder für die Amtsdauer von zwei Jahren.(2) Vorstand im sinne von $ 26 BGB sind die gemaß s12 (1) inziff .1 bis 3 genannten personen
(geschäftsführender Vorstand). Sofern in dleser Sãtzung nicht ausdrückich der ,,geschäfts-führende Vorstand" genannt ist, bezieht sich die Bezeicñnung ,,Vorstand,, auf den Vorstand
im Sinne des 912 (1).

(3) Auf Beschluss des Vorstandes können weitere Mitglieder der Gesellschaft als Gäste ohne
Stim mrecht an den Vorstandssitzungen teilnehmeñ.

(4) Scheidet ein Mitglied des Vorstandei vozeitig aus dem Amt aus, kann der verþleibende Vor-
stand fur die restliche Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds kommissarisch einen Nach-
folger einsetzen.

(5) Scheidet ein Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes vorzeitlg aus dem Amt aus, kann
der Vorstand kommissarisch einen Nachfolger bis zur nächsten oidenflichen Mitgliederver-
sammlung einsetzen.
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s13
Aufqaben des Vorstandes und des qeschäftsführenden Vorstandes

(1) Dem geschäftsführenden Vorstand obliegt die Geschäftsführung der Gesellschaft.
(2) Der Vorstand ist für die ihm nach der Satzung zugewiesenen sowie alle sonstigen Angele-

genheiten der Gesellschaft zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung oder durch iwin-
gendes Gesetz einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind.

(3) Die Gesellschaft wird gerichtlich und außergerichtlich durch zwei Mitglieder ihres ge-
schäftsführenden Vorstandes vertreten,
Die Vertretungsbefugnis der Gesellschaft obliegt im lnnenverhältnis dem präsidenten zu-
sammen mit einem weiteren Mitglied des geschäftsführenden Vorstandes.
lm Falle einer Verhinderung des Präsidenten nehmen die beiden verbleibenden Mitglieder
des geschäftsführenden Vorstandes die Vertretungsbefugnis gemeinsam wahr. Der Vor-
stand kann darüber hinaus einzelnen Vorstandsmitgliedern rechtsgeschäffliche Vertre-
tungsmacht erteilen oder einzelne Vorstandsmitglieder für bestimmte Wirkungsbereiche
der Gesellschaft zu besonderen vertretern gemäß S 30 BGB bestellen,

(4) Der Präsident, sein Stellvertreter und der zukünftige erasioent können ohne Stimmrecht an
den sitzungen aller Kommissionen und Arbeitsgruppen teilnehmen.

(5) Der Vorstand erstellt für die dem Schatzmeistei obliegenden Aufgaben eine Geschäftsord-
nung; dieser hat an deren Erstellung kein Mitwirkungsrecht

(6) zur Förderung der Arbeit der Gesellschaft kann der úorstand
- Projektgruppen, Arbeitsgruppen und Sektionen einrichten und auflösen,- Arbeitsgemeinschaften einrichten und auflösen, die einen Zusammenschluss mit ande-

ren wissenschaftlichen Fachgesellschaften darstellen.
(7) Fur die Kommissio_nen, Projektgruppen, Arbeitsgruppen, Arbeitsgemeinschaften und Sekti-

onen wird je eine Geschäftsordnung erstellt, die vom Vorstand zu genehmigen ist.(8) Kommissiónen, Projektgruppen, ArËeitsgruppen, Arbeitsgemeinschaften und Sektionen
:rldlm Auftrag des Vorstandes tätig. Sie sind dem Vorstãnd berichtspftichtig.(9) Die Entscheidungen jeder Kommission, Projektgruppe, Arbeitsgrupp", Arbeitsgemein-
schaft und Sektion sowie jedes Funktionstragerl bedürfen Oer Aestat¡gung durch den Vor-
stand.

s14
Akademie

(1) Um die Belange der kardiovaskulären Medizin zu vertreten, wird für die Unterstützung des
Vorstandes in Fragen der Bildung im Sinne von Aus-, Weiter- und Fortbildung sowie-Zerti-
fizierungen die Akademie für Aus-, Weiter- und Fortbildung eingerichtet.

(2) Die Besetzung yn! die Ausgestaltung der in g 14 (1) genannten Akademie obtiegt dem
Vorstand' Die Mitglieder und der Vorðitzende der Rkaãem¡e werden durch den Vorstand
berufen. Der Vorstand ist jedezeit berechtigt, die Akademie um weitere Mitglieder zu er-
gänzen oder einzelne Berufungen zu widerrufen,

(3) S 13 (7) - (9) getten entsprechend.
(4) Der Vorsitzende der Akademie nimmt an den Vorstandssitzungen ohne Stimmrecht teil.

s15
Sitzungen des Vorstandes

(1) Der Präsident oder sein Stellvertreter beruft den Vorstand mindestens dreimal im Jahr
formlos zu Sitzungen ein, von denen eine im Verlauf der Jahrestagung stattfinden muss.
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Eine Vorstandssitzung ist ferner einzuberufen, wenn dies von mindestens drei seiner Mit-
glieder schriftlich unter Angabe von Gründen beantragt wird. Die Beantragung per E-Mail
genügt dieser Schriftform.

(2) Die Leitung der Sitzung obliegt dem Präsidenten oder seinem Vertreter.
Die Vorstandsmitglieder sind rechtzeitig vor einer Sitzung schriftlich unter Mitteilung der
Tagesordnung zu unterrichten. Die lnformation per E-Mail genügt dieser Schriftform. ln
Ausnahmefällen kann von dieser Form abgewichen werden.

(3) Der Vorstand ist beschlussfähig, sofern die Sitzung ordnungsgemäß anberaumt ist und
zwei Drittel seiner satzungsmäßigen Mitglieder erschienen sind.

(4) lst der Vorstand bei einer ordnungsgemäß anberaumten Sitzung nicht beschlussfähig,
kann der nicht beschlussfähige Vorstand Beschlussvorlagen verabschieden, über die im
Wege des Umlaufverfahrens nach $ 15 (6) abgestimmt wird. Die Entscheidung hierüber
tretfen die in der Vorstandssitzung anwesenden Vorstandsmitglieder mit relativer Mehrheit
ungeachtet der Beschlussunfähigkeit im Sinne des g 15 (3).

(5) Der Vorstand beschließt über Anträge durch einfache Mehrheit seiner anwesenden Mitglie-
der, soweit die Satzung nichts anderes vorschreibt. Bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des Präsidenten.

(6) Die Beschlussfassung des Vorstandes kann auch über den Weg des Umlaufverfahrens
durch Stimmabgabe per Brief, Telefax, E-Mail oder ähnliche Kommunikationsmittel erfol-
gen, soweit sich mindestens zwei Drittel der Vorstandsmitglieder an der Beschlussfassung
im umlaufverfahren beteiligen. S 15 (2) und g 15 (5) gelten entsprechend.

(7) Über die Verhandlungen in der Vorstandssitiung isi eine Niedeischrift anzufertigen, die
vom Leiter der Sitzung und dessen Vertreter zu unterzeichnen ist.

s16
Geschäftsführuno laufender Geschäfte

(1) Die Gesellschaft unterhält eine Geschäftsstelle, die von einem oder mehreren Geschäfts-
führern geleitet wird. Die Geschäftsfuhrer werden vom Vorstand bestellt und abberufen.
Der geschäftsführende Vorstand schließt die Anstellungsverträge mit den Geschäftsfüh-
rern ab.

(2) Die Geschäftsführer haben die laufenden Geschäfte der Gesellschaft gemäß dieser Sat-
zung, nach Weisung der Mitgliederversammlung und des geschäftsführenden Vorstandes
zu führen. Handlungen, die über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb hinausgehen, dürfen
die Geschäftsführer nur mit Zustimmung des geschäftsführenden Vorstandeé vornehmen,
soweit eine Geschäftsordnung für die Geschäftsführer nichts anderes regelt. Einzelheiten
legt der Vorstand in einer Geschäftsordnung für die Geschäftsführer fest.

(3) Soweit die Satzung keine abweichenden Regelungen enthält, nehmen die Geschäftsführer
an Sitzungen der Organe der Gesellschaft ohne Stimmrecht teil, sofern und solange diese
Organe es wünschen oder wenn sie dazu vom Vorstand beauftragt wurden. Der Vorstand
kann einen oder mehrere Geschäftsführer zu besonderen Vertretern der Gesellschaft im
Sinne des g 30 BGB bestellen,

s17
Kommission für Wahlvorschläge

(1) Aufgabe der Kommission ist die ausgewogene Auswahl von in der Regel zwei geeigneten
Kandidaten für alle durch die Mitgliederversammlung zu wählenden Amtsträger.

(2) Die Kommission besteht aus dem zuletzt aus dem Vorstand ausgeschiedenen Präsidenten
und vier Gruppen mit insgesamt acht Mitgliedern. Dies sind:
1. Gruppe: Zwei an einer staatlichen Universitätsklinik oder Hochschule mit Promotions-

recht klinisch tätige Mitglieder,
2. Gruppe: Zwei an einer Hochschule theoretisch-experimentelltätige Mitglieder
3. Gruppe: Zwèi an einer Klinik oder Hochschule klinisch tätige Mitglieder, die nicht unter

Gruppe 1 fallen,
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4. Gruppe: Zwei niedergelassene Mitglieder.
(3) Der Vorsitzende der Kommission für Wahlvorschläge ist der zuletzt aus dem Vorstand aus-

geschiedene Präsident.
(4) Sollte der zuletzt aus dem Vorstand ausgeschiedene Präsident für die Kommission nicht

zur Verfügung stehen, bestimmt der Vorstand über eine Ersatzbesetzung.
(5) Die Wahl eines Stellvertreters erfolgt aus der Mitte der Kommission.
(6) Die Amtszeit für den Vorsitzenden beträgt 2 Jahre. Fiir die weiteren Kommissionsmitglie-

der beträgt die Amtszeit vier Jahre.
(7) Eine unmittelbare Wiedenryahl nach Ablauf der Amtszeit ist nicht möglich, Scheidet ein Mit-

glied während seiner Amtsdauer aus, so wird für die restliche Amtsdauer ein Ersatzmit-
glied vom Vorstand in Abstimmung mit der Kommission benannt, Das Ersatzmitglied kann
abweichend von S 18 (5) bei der folgenden Wahl der Kommissionsmitglieder berücksichtigt
werden,
Mitglieder der Kommission können während ihrer Amtszeit nicht für eines der in S 17 (1)
genannten Amter gewählt werden.

(8) Die Wahl der Mitglieder der Gruppen nach $ 17 (2) Zitt. 1-4 erfolgt je Gruppe in einem ein-
zigen Wahlgang durch die Mitgliederversammlung oder gemäß 518 (9) in der Weise, dass
alle zwei Jahre jeweils die Hälfte der Kommissionsmitglieder gewählt wird. Die Stimmbe-
rechtigten haben in diesem Wahlgang für jedes zu besetzende Gruppenmitglied eine
Stimme; jeder Stimmberechtigte kann nur eine Stimme je Kandidat abgeben. Gewählt sind
diejenigen Kandidaten, die die meisten der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen
können. Wahlvorschläge müssen mindestens sechs Monate vor der Mitgliederversàmm-
lung schriftlich beim Vorstand eingereicht werden. Vorstandsmitglieder können nicht nomi-
niert werden, Für jeden zu besetzenden Posten können mehrere Kandidaten vorgeschla-
gen werden.

(9) Beschlüsse werden durch einfache Mehrheit der Kommissionsmitglieder gefasst. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

s18
Wahlverfahren

(1) Wahlvorschläge von den Mitgliedern müssen mindestens, soweit diese Satzung nichts an-
deres bestimmt, sechs Monate vor der Mitgliederversammlung schriftlich beim Vorstand
eingereicht werden. Der Vorstand leitet diese an die Kommission für Wahlvorschläge wei-
ter. Die Kommission für Wahlvorschläge wird dem Vorstand aus den eingereichten und auf
eigenen Vorschlägen basierenden Personen geeignete Kandidaten in Fórm einer Wahlliste
vorlegen. Der Vorstand kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes der Aufnahme einzel-
ner Kandidaten auf die Wahlliste widersprechen (Vetorecht) mit der Folge, dass die betref-
fenden Kandidaten von der Wahlliste zu streichen sind. Ein solcher Beschluss des Vor-
standes bedarf einer Zwei-Drittel-Mehrheit seiner Mitglieder.

(2) Wahlvorschläge für den zukünftigen Präsidenten werden der Mitgliederyersammlung nur
von der Kommission für Wahlvorschläge vorgelegt. Wahlvorschläge der Mitglieder für den
zukünftigen Präsidenten müssen mindestens 6 Monate vor der Mitgliederveisammlung an
die Kommission für Wahlvorschläge gerichtet werden. Sollten 5% der ordenilichen Mtiigtie-
der die Kandidatur eines Kandidaten für den zukünftigen Präsidenten schrifflich beim Ùor-
stand einreichen, so ist die Kommission für Wahlvorschläge verpflichtet, diesen Kandida-
ten aufzustellen. Stichtag für die Bemessung der Mitgliedezahl ist jeweils der 01.01. des
Vorjahres vor der Wahl. Das Erreichen der genannten Grenze ist durch den Kandidaten
nachzuweisen und durch die Kommission für Wahlvorschläge zu überprüfen.

(3) Der zukünftige Präsident wird von der Mitgliederversammlung mit einfacher Stimmenmehr-
heit gewählt. Kann in einem ersten Wahlgang kein Kandidat die einfache Mehrheit auf sich
vereinen, erfolgt in einem zweiten Wahlgang eine Stichwahlzwischen den beiden Kandida-
ten, die im ersten wahlgang die meisten stimmen erhalten haben.

(4) Der Schatzmeister wird auf Vorschlag der Kommission für Wahlvorschläge von der Mitglie-
derversammlung gewählt. Er ist wieden¡vählbar. Die Wahl erfolgt entsprechend g 1B (3t
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(5) Die Vorsitzenden der Kommissionen für Klinische Praxis und Leitlinien, für Experimentelle
Kardiovaskuläre Medizin, der Programm-Kommission und der Kommission für Klinische-Kar-
diovaskuläre Forschung und Versorgungsforschung werden von der Mitgliederversammlung
mit einfacher Mehrheit entsprechend $ 18 (3) aus den Kommissionsmitgliedern gewählt, die
bereits zwei Jahre in der jeweiligen Kommission tätig waren. Ein Vorsitzender darf höchs-
tens eine Kommission leiten. Die Amtsdauer beträgt zwei Jahre. Der jeweilige Stellvertreter
wird aus der Mitte der Kommission entsprechend S 18 (3) gewählt und vom Vorstand bestä-
tigt.

(6) Die Mitglieder des Vorstandes gem, S 12 (1) Nr. 9-12 werden von der Mitgliederversamm-
lung mit einfacher Mehrheit entsprechend g 18 (3) gewählt.

(7) Tagungspräsidenten werden entsprechend g 18 (3) gewählt.
(8) Eine Wiedenruahl nach Ablauf der Wahlperiode für dasselbe Amt ist ausgeschlossen, soweit

diese Satzung nichts anderes bestimmt, Eine Amterhäufung, d.h. die gleichzeitige Wahrneh-
mung mehr als eines Amtes ist nicht zulässig, Der Vorstand kann im Einzelfall für einen
Übergangszeitraum Abweichendes beschließen.

(9) Der Vorstand kann eine digitale Wahl der Kommissionsmitglieder durch die Mitglieder des
Vereins außerhalb der Mitgliederversammlung beschließen. Eine Wahl der Kommissions-
mitglieder außerhalb der Mitgliederversammlung soll in zeitlichem Zusammenhang vor der
Mitgliederversam m lung m it angemessenen Fristen d urchgeführt werden.

s1e
Kommission für Klinische Praxis und Leiflinien

(1) Aufgaben der Kommission sind die Bearbeitung von Handlungse¡npfehlungen für die klini-
sche Praxis und kardiovaskuläre Versorgung im Auftrag des Vorðtandes uñd im Einverneh-
men mit ihm.

(2) Die Kommission besteht aus drei Gruppen mit insgesamt acht Mitgliedern. Dies sind:
1' Gruppe: Vier an einer staatlichen Universitätskliniken oder Hocñschule mit promotions-
recht klinisch tätige Mitglieder,
2. Gruppe: Zwei an einer Klinik oder Hochschule klinisch tätige Mitglieder, die nicht unter
Gruppe 1 fallen,
3. Gruppe: Zwei niedergelassene Mitglieder.
lhre Amtszeit beträgt vier Jahre. Eine unmittelbare Wiedenryahl nach Ablauf der Amtszeit
ist nicht möglich. Scheidet ein Mitglied während seiner Amtsdauer aus, so wird fur die rest-
liche Amtsdauer ein Ersatzmitglied vom Vorstand in Abstimmung mit der Kommission be-
nannt. Das Ersatzmitglied kann abweichend von g 18 (5) bei deifolgenden Wahl der Kom-
missionsmitglieder berücksichtigt werden.

(3) Die Wahl der Mitglieder der Gruppen nach g 19 (2) Ziff . 1-3 erfotgt je Gruppe in einem ein-
zigen Wahlgang durch die Mitgliederversammlung oder gemäß S1é fgl in àer Weise, dass
alle zwei Jahre jeweils die Hälfte der Kommissionsmitglieder gewahû wird. Die Stimmbe-
rechtigten habe¡. in diesem Wahlgang für jedes zu besetzendê Gruppenmitglied eine
S_timme; jeder Stimmberechtigte kann nur eine Stimme je Kandidat'abgeben. Gewählt sind
diejenigen Kandidaten, die die meisten der abgegebenén Stimmen auisich vereinigen
können. Wahlvorschläge müssen mindestens sechs Monate vor der Mitgliederversãmm-
lung schriftlich beim Vorstand eingereicht werden.

(4) Die Wahl eines Vorsitzenden und eines Stellvertreters erfolgt gemäß S 1B (S).
(5) Beschlüsse werden durch einfache Mehrheit der Kommissiõnõmitglieðer gefasst. Bei Stim-

mengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

s20
Kommission für Experimentelle Kardiovaskuläre Medizin

(1) Aufgaben der Kommission sind die Bearbeitung aller Fragen der experimentellen kardi-
ovaskulären Medizin im Auftrag des Vorstandes und im Einvernehmen mit ihm.
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(2) Die Kommission besteht aus sechs Mitgliedern, wobei der interdisziplinäre Charakter der
Gesellschaft zu berücksichtigen ist. lhre Amtszeit beträgt vier Jahre. Eine unmittelbare
Wiedenuahl nach Ablauf der Amtszeit ist nicht möglich. Scheidet ein Mitglied während sei-
ner Amtsdauer aus, so wird fur die restliche Amtsdauer ein Ersatzmitglied vom Vorstand in
Abstimmung mit der Kommission benannt. Das Ersatzmitglied kann abweichend von g 1B
(5) bei der folgenden Wahl der Kommissionsmitglieder berücksichtigt werden.

(3) Die Wahl der Mitglieder der Kommission erfolgt in einem einzigen Wahlgang durch die Mit-
gliederversammlung oder gemäß S18 (9) in der Weise, dass alle zwei Jahre jeweils die
Hälfte der Kommissionsmitglieder gewählt wird, Die Stimmberechtigten haben in diesem
Wahþang für jedes zu besetzende Kommissionsmitglied eine Stimme;jeder Stimmberech-
tigte kann nur eine Stimme je Kandidat abgeben. Gewählt sind diejenigen Kandidaten, die
die meisten der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen können, Wahlvorschläge müs-
sen mindestens sechs Monate vor der Mitgliederversammlung schriftlich beim Vorétand
eingereicht werden.

(4) Die Wahl eines Vorsitzenden und eines Stellvertreters erfolgt gemäß S 1B (S).
(5) Beschlüsse werden durch einfache Mehrheit der Kommissiónémitglieãer gàfasst. Bei Stim-

mengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

s21
Kommission für Klinische-Kardiovaskuläre Forschunq und

Versorgunosforschuno

(1) Aufgabe der Kommission ist die Stärkung der klinischen Forschung und überfuhrung von
Evidenz in die kardiovaskuläre Versorgung,
Die Kommission setzt sich wie folgt zusammen:
1. Gruppe: Vier an einer staatlichen Universitätsklinik oder Hochschule mit promotions-
recht klinisch tätige Mitglieder,
2. Gruppe: zwei experimentell tätige Mitglieder,
3. Gruppe: zwei an einer Klinik oder Hochschule klinisch tätige Mitglieder, die nicht unter
Gruppe 1 fallen, und
4. Gruppe: zwei niedergelassen tätige Mitglieder.

(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt vier Jahre. Eine unmittelbare Wiedenrahl nach Ablauf
der Amtszeit ist nicht möglich. Scheidet ein Mitglied während seiner Amtsdauer aus, so
wird für die restliche Amtsdauer ein.Ersatzmitglied vom Vorstand in Abstimmung mit der
Kommission benannt. Das Ersatzmitglied kanñ abweichend von g 1B (S) bei deitotgenden
Wahl der Kommissionsmitglieder berücksichtigt werden.

(3) Die Wahl der Mitglieder der Kommission erfolgt in einem einzigen Wahlgang durch die Mit-
gliederversammlung oder gemäß S18 (9) in der Weise, dass alle zwei .lãnre jeweils die
Hälfte der Kommissionsmitglieder gewählt wird. Die Stimmberechtigten haben in diesem
Wahþang für jedes zu besetzende Kommissionsmitglied eine Stimire;jejer Stimmberech-
tigte kann nur eine Stimme je Kandidat abgeben. Cewant sind diejenigän Kandidaten, die
die meisten der abgegebenen Stimmen aul sich vereinigen konnen. Vñahlvorschläge müs-
sen mindestens sechs Monate vor der Mitgliederversamhlung schriftlich beim Vorstand
eingereicht werden.

(4) Die Wahl eines Vorsitzenden und eines Stellvertreters erfolgt gemäß S 1g (S).
(5) Beschlüsse werden durch einfache Mehrheit der KommissiõnõmitglieJer gefasst. Bei Stim-

mengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

s22
Kommission für Wissenschafiliche eualität

(1) Aufgabe der Kommission ist die Beratung des Vorstandes in Fragen guter wissenschaf¡i-
cher Praxis (Selbstkontrolle der Wissensóhaft).
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(2) Die Kommission besteht aus vier Mitgliedern, wobei der interdisziplinäre Charakter der Ge-
sellschaft zu berücksichtigen ist. lhre Amtszeit beträgt vier Jahre. Eine Wiedenryahl nach
Ablauf der Amtszeit ist möglich. Scheidet ein Mitglied während seiner Amtsdauer aus, so
wird für die restliche Amtsdauer ein Ersatzmitglied vom Vorstand in Abstimmung mit der
Kommission benannt. Das Ersatzmitglied kann abweichend von g 18 (5) bei derfolgenden
Wahl der Kommissionsmitglieder berücksichtigt werden.

(3) Die Wahl der Mitglieder der Kommission erfolgt in einem einzigen Wahlgang durch die Mit-
gliederversammlung oder gemäß 518 (9) in der Weise, dass alle zwei Jahre jeweils die
Hälfte der Kommissionsmitglieder gewählt wird. Die Stimmberechtigten haben in diesem
Wahlgang für jedes zu besetzende Kommissionsmitglied eine Stimme;jeder Stimmberech-
tigte kann nur eine Stimme je Kandidat abgeben. Gewählt sind diejenigen Kandidaten, die
die meisten der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen können. Wahlvorschläge müs-
sen mindestens sechs Monate vor der Mitgliederversammlung schriftlich beim Vorstand
eingereicht werden,

(4) Der Vorsitzende der Kommission für Wissenschaftliche Qualität und dessen Stellvertreter
werden aus der Mitte der Kommission mit einfacher Mehrheit entsprechend g 18 (3) S. 2
gewählt und vom Vorstand bestätigt. Die Amtsdauer beträgt zwei Jahre, eine einmalige
Wieden¡rahl ist möglich.

(5) Beschlüsse werden durch einfache Mehrheit der Kommissionsmit
glieder gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

s23
Proqramm-Kommission

(1) Aufgabe der Kommission ist die Erstellung der wissenschaftlichen programme gemeinsam
mit den jeweiligen Tagungspräsidenten und im Einvernehmen mit dem-Vorstand,

(2) Die Kommission setzt sich wie folgt zusammen:
1. 1' Gruppe: Vier an einer staatlichen Universitätsklinik oder Hochschule mit promotions-

recht klinisch tätige Mitglieder,
2' Gruppe: Vier an einer Hochschule theoretisch-experimentelltätige Mitglieder,
3. Gruppe: Zwei an einer Klinik oder Hochschule, die nicht unter Giuppel fal[, klinisch
tätige Mitglieder,
4. Gruppe: Zwei niedergelassene Mitglieder,
Die Wahl der Mitglieder der Gruppen nach g 23 (2) Ziff .1 er'folgt je Gruppe in einem ein-
zigen Wahlgang durch die Mitgliederversammlung oder gemaß'S tg tÖl in der Weise,
dass alle zwei Jahre jeweils die Hälfte der Kommissionsmitglieoér gewåntt wird. Die
Stimmberechtigten haben in diesem Wahlgang für jedes zu-besetzãnde Gruppenmiþ
glied eine Stimme;jeder Stimmberechtigte kann nur eine Stimme je Kandidât'abgeben.
Gewählt sind diejenigen Kandidaten, die die meisten der abgegeb-enen Stimmen auf
sich vereinigen können.

! D_er Tagungspräsident und der zukünftige Tagungspräsident der Jahrestagung.
3. Ggf. weitere Tagungspräsidenten anderer tagungen.
4. Zwei Vertreter der Arbeitsgruppen.

Die Wahl erfolgt durch die Arbeitsgruppensprecher in der Weise, dass alle zwei Jahre
jeweils ein neuer Arbeitsgruppenvertreter gewählt wird. Gewählt ist, wer die meisten
stimmen auf sich vereinigt (einfache Mehrheit entsprechend g 1g (3)).

5' per vorherige Präsident ist als Koordinator der Arbeitsgruppe-n guiráb S 12 (1) ziff .2
Mitglied der Programm-Kommission mit einer Amtsdauer von zwei Jahren.

Ferner nimmt der Geschäftsführer an den Sitzungen mit Stimmrecht teil.
Die Amtszeit der Kommissionsmitglieder nach $ ig (Z) Ziff . 1 und4 beträgt vier Jahre. Die
Amtszeit der Tagungspräsidenten nach S 23 (2) Zitf .' 2 und 3 beginnt mit ãer Wahl durch
die Mitgliederversammlung und endet mit dem Abschluss der jeúeiligen Tagung,
Wahlvorschläge für die zu wählenden Mitglieder nach S 23 (2i zif,f . ig müssen mindes-
tens sechs Monate vor der Mitgliederversammlung scfrritttici'r'beim Vorstand eingereicht
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werden. Eine unmittelbare Wiederwahl nach Ablauf der Amtszeit ist nicht möglich, Schei-
det ein Mitglied während seiner Amtsdauer aus, so wird fur die restliche Amtsdauer ein Er-
satzmitglied vom Vorstand in Abstimmung mit der Kommission benannt. Das Ersatzmit-
glied kann abweichend von S 18 (5) bei der folgenden Wahl der Kommissionsmitglieder
berücksichtigt werden,

(3) Die Wahl eines Vorsitzenden und eines Stellvertreters erfolgt gemäß S 18 (5).
(4) Beschlüsse werden durch einfache Mehrheit der Kommissionsmitglieder gefasst. Bei Stim-

mengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

s24
Wissenschaft liche Taqungen

(1) Die Gesellschaft hält jährlich eine wissenschaftliche Tagung ab, die vom Tagungspräsi-
denten der Jahrestagung geleitet wird. Dabei sollen verschiedene Gebiete der experimen-
tellen und klinischen Hez- und Kreislaufforschung behandelt werden.
Der Tagungspräsident der Jahrestagung schlägt die Hauptthemen vor. Er erarbeitet im
Einvernehmen mit der Programm-Kommission das Tagungsprogramm und legt es dem
Vorstand zur Abstimmung vor. Gleiches gilt für die Entscheidung über die Zulassung und
die Dauer der freien Vorträge,

(2) Weitere Tagungen können vom Vorstand genehmigt werden. Sie werden im Benehmen
mit dem Vorstand und der Programm-Kommission vorbereitet und durchgeführt.

(3) Azte und Wissenschaftler, die nicht Mitglieder der Gesellschaft sind, könnãn nach Lösen ei-
ner Teilnehmerkarte an den wissenschaftlichen Tagungen teilnehmen. Der Präsident der
Gesellschaft kann auch andere Personen als Teilnehmer zulassen und Ehrenkarten verge-
ben,

(4) Referate und Vorträge können - ggf. in gekürzter Fassung - von der Gesellschaft veröf-
fentlicht werden.

s25
Ehrungen und Preise

(1) Die Gesellschaft kann die Carl-Ludwig-Ehrenmedaille verleihen. Sie wird anlässlich der
Jahrestagung an Persönlichkeiten vergeben, die sich um die Herz- und Kreislaufforschung
in hervorragender Weise verdient gemacht haben.
Uber die Verleihung entscheidet der Vorstand mit Einstimmigkeit. Ausgeschlossen von der
Verleihung sind die dem Vorstand angehörenden Mitglieder. Jedes VtiçtieO hat das Recht,
Vorschläge für die Verleihung einzureichen.

(2) Der Vorstand kann weitere Ehrungen und Preise verleihen. über die Verleihung dieser Eh-
rungen und Preise entscheidet der Vorstand mit Zweidrittel-Mehrheít.

(3) Die Vergabe von Auszeichnungen und Preisen anlässlich einer Tagung bedarf auch dann
der Zustimmung des Vorstandes, wenn die Mittel von anderer Seite bereitgestellt werden.

s26
Vermögensverwaltunq, Jahresabschluss

(1) Das Vermögen ist nach den für die Venrualtung und Anlegung von Mündelgeldern beste-
henden gesetzlichen Vorschriften zu ven¡valten und anzuiegen. Der gescháftsfuhrende
Vorstand kann eine abweichende Ven¡valtung und Anlage des Vermégens genehmigen,
Für eine ordnungsgemäße Buchfuhrung ist der Schatzmeister verantworflich.

(2) Zum Schluss eines jeden Kalenderjahres ist ein Jahresabschluss (Bilanz und überschuss-
rechnung) aufzustellen. Der Jahresabschluss ist von einem Wirtschaftsprüfer oder Steuer-
berater zu prüfen. Der Jahresabschluss ist in der Woche vor der Mitgliederversammlung,
die den Kassenbericht entgegenzunehmen hat, zur Einsicht für die Mitglieder auszulegen.
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s27
Vermösensbinduno

Bei Auflösung oder Aufhebung der Gesellschaft oder bei Wegfall ihres bisherigen Zwecks fällt
das Vermögen der Gesellschaft an die Deutsche Hezstiftung e.V., die es unmittelbar und aus-
schließlich für gemeinnützige Zwecke, insbesondere die Förderung von Wissenschaft und For-
schung, zu venvenden hat.

Die Satzung tritt mit Eintragung in Kraft.


